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319 Verordnung 


zur Abänderung der Rechtsanwaltsordnung. 
Vom 19. Dezember 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 24 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I | 

Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (R. G. Bl. S. 177) in der Faſſung der Geſetze und 

Verordnungen vom 22. Mai 1910, 3. Auguſt 1920, 9. Mai 1922, 13. September 1922, 28. September 
und 23. Oktober 1923, 20. März 1925, 8. Mai 1928, 22. Auguſt 1933 und 28. September 1934 
(R. G. Bl. 1910 S. 273; St. A. 1920 S. 221; G. Bl. 1922 S. 118, 424; 1923 S. 999, 1101; 
1925 S. 85; 1928 S. 78; 1933 S. 429, 479; 1934 S. 709) wird dahin geändert: 

1. Im 8 5 (Vorausſetzungen, unter denen die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft verſagt werden muß) 
treten an die Stelle der bisherigen Nummern 4 bis 6 die folgenden Nummern 4 bis 7; die bis- 
herige Nr. 7 wird Nr. 8: 

„4. wenn die Perſönlichkeit des Antragſtellers nach ſeinem bisherigen Verhalten keine Gewähr für 
zuverläſſige Berufsausübung und gewiſſenhafte Erfüllung der anwaltlichen Standespflichten 
bietet; 

5. wenn mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des Antragſtellers und die Art ſeiner Wirtſchafts⸗ 
führung durch ſeine Zulaſſung die Belange der Rechtsſuchenden gefährdet werden dürden; 

6. wenn der Antragſteller ein Amt bekleidet oder eine Beſchäftigung betreibt, die mit dem 
Beruf des Rechtsanwalts nicht vereinbar ſind, oder wenn er einer Tätigkeit nachgeht, die der 
Würde der Anwaltſchaft widerſpricht; 

7. wenn der Antragſteller infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner 
körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur ordnungsmäßigen Ausübung des Rechtsanwaltsberufs 
dauernd unfähig iſt.“ 

2. Dem 8 6 (Vorausſetzungen, unter denen die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft verſagt werden kann) 
wird folgende Vorſchrift als Nr. 6 angefügt: 

„6. wenn der Antragſteller beim Eingang ſeines Zulaſſungsgeſuchs das fünfundfünfzigſte Lebens⸗ 
jahr vollendet hat.“ 

3. Der $ 13 wird geſtrichen. 

4. Der $ 16 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„Wird die Zulaſſung aus einem der im 8 5 Nr. 4 bis 7 bezeichneten Grunde verſagt, ſo 
iſt auf Verlangen des Antragſtellers über den Grund der Verſagung im ehrengerichtlichen 
Verfahren zu entſcheiden.“ 

5. Der $ 21a erhält folgende Faſſung: 

„s:2la 

Die Zulaſſung it ferner — vorbehaltlich der Beſtimmung im Abſ. 2 — zurückzunehmen, 
wenn die Vorausſetzungen, unter denen die Zulaſſung nach § 5 Nr. 5 bis 7 zu verſagen wäre, 
nachträglich eintreten oder ſich nachträglich herausſtellt, daß dieſe Vorausſetzungen im Zeit⸗ 
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punkt der Zulaſſung vorgelegen haben. Die Feſtſtellung, ob dies der Fall ift, it im ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahren zu treffen. Die Zurücknahme der Zulaſſung erfolgt in den Fällen des 
8 5 Nr. 5 bis 7 nach Rechtskraft der ehrengerichtlichen Entſcheidung; im Falle des $ 5 Nr. 6 
erfolgt ſie erſt, wenn der Rechtsanwalt nicht binnen einem Monat nach Rechtskraft der Ent⸗ 
ſcheidung die beanſtandete Beſchäftigung aufgibt. 

Bekleidet ein Rechtsanwalt, ohne daneben die anwaltliche Berufstätigkeit ſelbſt auszuüben, 
ein Gemeindeamt auf Probe, Widerruf oder Kündigung, ſo iſt eine Zurücknahme der Zulaſſung 
nach § 5 Nr. 6 innerhalb des erſten Jahres nach Antritt des Amts nicht zuläſſig.“ 

6. Hinter dem $ 24 wird als $ 24a folgende Vorſchrift eingefügt: 
„Ss 24a 

Frühere Rechtsanwälte dürfen die Bezeichnung „Rechtsanwalt“ auch mit einem auf das 

Erlöſchen der Zulaſſung hinweiſenden Zuſatz nicht führen.“ 
7. Dem § 25 Abſ. 1 wird folgende Vorſchrift als Satz 2 angefügt: 
„Ein nicht mehr im Vorbereitungsdienſt ſtehender Rechtskundiger ſoll jedoch nicht zum 

Selleerteeter beſtellt werden, wenn ihm die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft zu verſagen wäre 

oder ihm verſagt werden könnte.“ 

8. Dem 8 31 wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift angefügt: 

„Im bürgerlichen Streitverſahren einſchließlich ſchiedsrichterlicher Verfahren, in Straf⸗ 
ſachen und in verwaltungsgerichtlichen Verfahren hat der Rechtsanwalt ferner ſeine Berufs⸗ 
tätigkeit als Prozeßbevollmächtigter zu verſagen, wenn er zu ſeinem Auftraggeber in einem 
ſtändigen Dienſt⸗ oder ähnlichen ſtändigen Geſchäftsverhältnis ſteht.“ 

9. Der 8 36 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Der beizuordnende Rechtsanwalt wird durch den Vorſitzenden des Gerichts aus der 
Zahl der bei dieſem zugelaſſenen Rechtsanwälte ausgewählt. Sind bei einem Amtsgericht keine 
Rechtsanwälte zugelaſſen oder die zugelaſſenen Rechtsanwälte an der Vertretung behindert, 
ſo kann ein Rechtsanwalt beigeordnet werden, der bei einem benachbarten Amtsgericht oder 

: dem übergeordneten Landgericht zugelaſſen iſt.“ 
10. Dem 8 86 Abf. 1 wird als Satz 2 folgende Vorſchrift angefügt: 

„Beweiserhebungen durch einen erſuchten Richter kann zur Vorbereitung der Hauptver⸗ 
handlung auch der Vorſitzende des Ehrengerichts anordnen, wenn das Einholen einer Ent⸗ 
ſcheidung des Ehrengerichts das Verfahren verzögern würde.“ 

Artikel II 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 19. Dezember 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


320 Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich des Erſten Abkommens zur Vereinheitlichung des Luftprivatrechts 
(Beitritt des Freiſtaates Irland). 
Vom 20. Dezember 1935. 


Der Freiſtaat Irland iſt dem am 12. Oktober 1929 in Warſchau unterzeichneten Abkommen zur 
Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im internationalen Luftverkehr nebſt Zuſatz⸗ 
protokoll vom gleichen Tage (G. Bl. 1935 S. 811) am 20. September 1935 beigetreten. 

Gemäß ſeinem Artikel 38 Abſ. 3 tritt das Abkommen für den Freiſtaat Irland am 19. Dezember 
1935 in Kraft. 

Dieſe Bekanntmachung ergeht im Anſchluß an die Veröffentlichung vom 22. November 1935 
(G. Bl. S. 1136). 


Danzig, den 20. Dezember 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 
! 
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